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Norm

AsylG 2005 810 Abs1

AsylG 2005 83 Abs1

AsylG 2005 88 Abs1

EMRK Art8

. AsylG 2005 § 10 heute

—_

2. AsylG 2005 § 10 gtiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
10. AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
11. AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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1. EMRK Art. 8 heute
2. EMRK Art. 8 giltig ab 01.05.2004

Spruch
E9 422.524-1/2011-5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als Vorsitzenden und den Richter Mag. H. Leitner als Beisitzer
Uber die Beschwerde des XXXX, StA. Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.10.2011, FZ. 11
12.361-BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als
Vorsitzenden und den Richter Mag. H. Leitner als Beisitzer tber die Beschwerde des rémisch 40, StA. Pakistan, gegen
den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.10.2011, FZ. 11 12.361-BAT, in nicht6ffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal3 88 3, 8 Abs 1 Z 1, 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005BGBI | 100/2005 idFBGBI | 38/2011 als
unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 3, 8, Absatz eins, Ziffer eins, 10, Absatz eins, Ziffer
2, AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, als
unbegrindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

|. Die beschwerdefihrende Partei (im Folgenden auch kurz bezeichnet als: bP) stellte nach nicht rechtmaRiger Einreise
in das Bundesgebiet am 18.10.2011 beim Bundesasylamt (kurz: BAA) einen Antrag auf internationalen Schutz.rémisch
eins. Die beschwerdefiihrende Partei (im Folgenden auch kurz bezeichnet als: bP) stellte nach nicht rechtmaRiger
Einreise in das Bundesgebiet am 18.10.2011 beim Bundesasylamt (kurz: BAA) einen Antrag auf internationalen Schutz.

Es handelt sich dabei um einen Mann, welcher seinen Angaben nach Staatsangehdriger von Pakistan ist.

Als Begrundung fur das Verlassen des Herkunftsstaates Pakistan brachte die bP in der Erstbefragung am 18.10.2011
ausschliel3lich wirtschaftliche Motive vor.

Die bP musse die Familie zu Hause finanziell unterstutzten, da diese arm sei. Sie sei bereits 2007 ausgereist und habe
mehrere Jahre in Griechenland gearbeitet. Als die bP diese Arbeit verlor, habe ihr Vater beschlossen, dass sie weiter
nach Westeuropa reisen und dort Arbeit suchen sollte. Sie musse auch finanziell fir die Hochzeit der Schwester

aufkommen.

Gefragt, was die bP im Falle einer Ruckkehr nach Pakistan beflirchte, gab sie an, dass es dort wenig Arbeit gebe. Wie
solle sie ihre Familie erndhren. Die bP wolle in Osterreich bleiben und arbeiten. In Pakistan hitte sie mit keinen
Sanktionen zu rechnen. Es gebe nur die finanzielle Lage, die sie gezwungen habe die Heimat zu verlassen.

In der am 25.10.2011 folgenden Einvernahme beim BAA wiederholte die bP ihre wirtschaftlichen Motive fur die
Ausreise und Antragstellung. Sie habe zuletzt in Pakistan als Hilfsarbeiter in einer Holzbearbeitungsfabrik gearbeitet.
Ihre Eltern seien krank und sie musse die Schwester verheiraten. Abgesehen von den Grinden im Ausland zu Arbeiten,
um damit die Familie zu Hause zu unterstitzen gebe es keine anderen Grunde fir die Ausreise und Asylantragstellung.
Auf Nachfrage des Organwalters verneinte die bP ausdrucklich, dass es dartber hinaus noch andere Beweggrunde fur

die Ausreise und Antragstellung gebe.

In dieser Niederschrift finden sich folglich ua. nachfolgende Passagen:

[...]

Anmerkung: Dem AW werden die Grinde genannt, die als Asylgriinde gemal3 der GFK zu subsumieren sind.

Frage: Konnen Sie irgendwelche Griinde, die gemal? der GFK als Asylgriinde zu subsumieren sind, namhaft machen?

A: die Personen denen ich Geld schulde, haben mich mit dem Umbringen bedroht. Deshalb musste ich damals mein
Land verlassen, damit ich so schnell als méglich das Geld zurtickzahlen kann. Ich bekomme noch immer Drohungen
von ihnen. Wenn ich nicht bald das Geld zurtickzahle, werden sie meinen Bruder entfuhren.

[....]
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Aufforderung: Sie sollten konkrete Angaben zu einer allfalligen Bedrohung machen.

A: Im Jahr 2007, wie ich noch in Pakistan war, haben sie mich persdnlich bedroht, wenn ich ihnen das Geld nicht sofort

zuruickzahle, dann werden sie mich sofort umbringen.

[...]

Der Antrag der bP wurde vom BAA mit Bescheid vom 25.10.2011 gemal38 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der
Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§ 8 Abs 1 Z 1 AsylG wurde der Status des
subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht zugesprochen (Spruchpunkt Il.). Gemaf: §
10 Abs 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan verfugt (Spruchpunkt
II).Der Antrag der bP wurde vom BAA mit Bescheid vom 25.10.2011 gemal Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005
abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt romisch eins.). Gem. Paragraph 8,
Absatz eins, Ziffer eins, AsylG wurde der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat
Pakistan nicht zugesprochen (Spruchpunkt rémisch zwei.). Gemaf Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG wurde die

Ausweisung aus dem osterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan verfigt (Spruchpunkt rémisch drei).

Das BAA gelangte im Rahmen der Beweiswurdigung hinsichtlich der Griinde flr die Zuerkennung des Status eines asyl-
oder subsidiar Schutzberechtigten zur Erkenntnis, dass durch die bP eine aktuelle und entscheidungsrelevante

Bedrohungssituation nicht glaubhaft gemacht worden sei.

Spruchpunkt I. wurde rechtlich im Wesentlichen damit begriindet, dass eine asylrelevante Verfolgungsgefahr nicht
glaubhaft gemacht werden konnte. Hinsichtlich Spruchpunkt Il. wurde im Wesentlichen argumentiert, dass sich aus
dem Vorbringen und der allgemeinen Lage keine reale Gefahr einer Verletzung der hier maf3geblichen Rechtsgiter
ergebe. Zu Spruchpunkt Ill. wurde im Wesentlichen ausgefuhrt, dass kein relevantes Privat- und Familienleben in
Osterreich bestehe und daher durch die Ausweisung kein unzuléssiger Eingriff in diese verfassungsgesetzlich
gewahrleisteten Rechte vorliege.Spruchpunkt rémisch eins. wurde rechtlich im Wesentlichen damit begriindet, dass
eine asylrelevante Verfolgungsgefahr nicht glaubhaft gemacht werden konnte. Hinsichtlich Spruchpunkt rémisch zwei.
wurde im Wesentlichen argumentiert, dass sich aus dem Vorbringen und der allgemeinen Lage keine reale Gefahr
einer Verletzung der hier mal3geblichen Rechtsguter ergebe. Zu Spruchpunkt rémisch drei. wurde im Wesentlichen
ausgefihrt, dass kein relevantes Privat- und Familienleben in Osterreich bestehe und daher durch die Ausweisung
kein unzulassiger Eingriff in diese verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Rechte vorliege.

Mit Verfahrensanordnung vom 27.10.2011 wurde der bP flr das Beschwerdeverfahren amtswegig ein Rechtsberater
beigestellt.

Gegen diesen Bescheid hat die bP innerhalb offener Frist mit Unterstitzung der "Diakonie Flichtlingsdienst
Beratungsstelle" Beschwerde erhoben. In dieser wird im Wesentlichen ohne ndhere Konkretisierung ein mangelhaftes
Ermittlungsverfahren gertigt. Die bP habe klar dargestellt, dass sie in Pakistan von einer mafiésen Organisation verfolgt
werde. |hr Cousin sei getotet worden als die Organisation versucht habe Informationen Uber die bP zu erlangen. Auf
erstinstanzliches Vorbringen wird verwiesen. Eine mangelhafte Schutzfahigkeit staatlicher Behérden wird dargelegt.

IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
1. Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes.

Die belangte Behodrde legte im Rahmen der Beweiswirdigung dar, dass die bP sowohl in der Erstbefragung als auch in
der Einvernahme beim BAA vorerst ausschlielRlich wirtschaftliche Motive fir die Ausreise aus Pakistan und
Asylantragstellung anflhrte, was als glaubhaft, weil lebensnah, erachtet werde.

Die erst spater in der Einvernahme beim BAA - nach Formulierung der Behdrde "plétzlich" - vorgebrachte Bedrohung
von Leib und/oder Leben durch Geldverleiher werde als gesteigertes und damit nicht glaubhaftes Vorbringen erachtet
und als Versuch angesehen noch einen Fluchtgrund zu konstruieren.

Die vom BAA vorgenommene Beweiswulrdigung ist im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze im
Wesentlichen in sich schlUssig und stimmig. Sie steht auch im Einklang mit der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes,
wonach die Behdrde einen Sachverhalt grundsatzlich nur dann als glaubwdurdig anerkennen, wenn der Asylwerber
wahrend des Verfahrens im Wesentlichen gleich bleibende Angaben macht, wenn diese Angaben wahrscheinlich und
damit einleuchtend erscheinen und wenn erst sehr spat gemachte Angaben nicht den Schluss aufdrangten, dass sie
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nur der Asylerlangung um jeden Preis dienen sollten, der Wirklichkeit aber nicht entsprechen. Als glaubhaft kdnnten
Fluchtgriinde im Allgemeinen nicht angesehen werden, wenn der Asylwerber die nach seiner Meinung einen
Asyltatbestand begrindenden Tatsachen im Laufe des Verfahrens unterschiedlich oder sogar widerspruchlich darstellt,
wenn seine Angaben mit den der Erfahrung entsprechenden Geschehnisablaufen nicht vereinbar und daher
unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er maBgebliche Tatsachen erst sehr spat im Laufe des Asylverfahrens
vorbringt (VWGH 6.3.1996, 95/20/0650).

Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fiihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswulrdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden,
(...)".5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten
Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider
vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem
Richter ein empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine hdchste,
ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu
begrinden, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der hochstgerichtlichen Judikatur festgelegten,
Pramissen fur den Vorgang der freien Beweiswirdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
ausreisekausale Vorbringen im Ergebnis als nicht glaubhaft qualifiziert. Der Asylgerichtshof schlieRt sich diesen
beweiswirdigenden Argumenten an.

Die bP brachte in der Erstbefragung ausschlie3lich wirtschaftliche Motive vor und darauf bezog sich auch ihre
"Ruckkehrbeflirchtung". Bedrohungen fur Leib und/oder Leben durch Dritte brachte die bP nicht vor. Stimmig und
damit glaubhaft zu diesen Angaben wiederholte sie auch in der Einvernahme beim BAA ihre wirtschaftlichen
Beweggrinde und ergriindete das BAA diese vorerst auch als alleinige Problembereiche durch offene Fragestellung.

Sofern das BAA in der Beweiswurdigung argumentiert, dass die bP in deren Einvernahme dann "plétzlich" erstmals
eine Bedrohung durch Geldgeber als Ausreisemotiv darstellt, wird angemerkt, dass es zwar richtig ist, dass die bP hier
ein neues und spat erstattetes und damit im Ergebnis nicht glaubhaftes Vorbringen darlegt, zumal nicht ersichtlich ist,
weshalb sie dies nicht schon von Anbeginn hatte darlegen kdnnen, jedoch ist kritisch an dieser Einvernahmetechnik
anzumerken, dass die belangte Behorde dies auch quasi durch ihre Einvernahmefiihrung de facto gleichsam
verursacht hat. Die Behorde hat vollig richtig vorerst durch offene und nicht suggestive Fragestellung die Ausreise-
bzw. Antragsmotivation erhoben und hat dies die bP auch abschlieBend angegeben. Ungeachtet dieser
abschlieBenden und klaren Beantwortung durch die bP hat das BAA diese noch quasi angeleitet und motiviert dartber
hinaus noch ausreisekausale Angaben zu machen, "die unter die GFK zu subsumieren sind" und schiel3t damit Uber
das Ziel und die Ermittlungspflicht im Asylverfahren hinaus. Die Manuduktionspflicht im Asylverfahren geht namlich
nicht soweit, den Asylwerber zu einem Vorbringen hinsichtlich moglicher Asylgrinde anzuleiten, fur die sich in den
Angaben des Asylwerbers keinerlei Hinweise finden (VWGH 17.2.1994, 94/19/0041). Die Behdrde hat durch offene und
nicht suggestive Fragestellung zu ermitteln aus welchen Griinden die Partei das Land verlassen hat und wie sich seine
Situation im Falle einer Rickkehr gestalten wirde und diesen Sachverhalt dann letztlich unter die einschlagigen
Tatbestande des AsylG zu subsumieren.
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Abgesehen davon enthalten bereits die Informationsblatter Gber die Rechte und Pflichten des Asylwerbers, die er
schon vor Beginn der Erstbefragung erhalt, eine genaue Anleitung daruber, unter welchen gesetzlichen und sonstigen
Voraussetzungen der Status eines Asylberechtigten erlangt werden kann und wie damit das kinftige Vorbringen im
Asylverfahren gestaltet werden sollte, um Aussicht auf Erfolg zu haben, weshalb von einer hinreichenden "Anleitung" -
die Uberdies die Ermittlung der materiellen Wahrheit hinsichtlich eines Sachverhaltes der erst ermittelt werden soll
erheblich zu erschweren geeignet ist - bereits dadurch ausgegangen werden kann (vgl. die ho. kritischen Anmerkungen
zur Suggestion in den Asylverfahren als eine der "Hauptstinden" der Einvernahmetechnik v. 9.1.2012, E9 420066-
1/2011).Abgesehen davon enthalten bereits die Informationsblatter Gber die Rechte und Pflichten des Asylwerbers, die
er schon vor Beginn der Erstbefragung erhdlt, eine genaue Anleitung dartber, unter welchen gesetzlichen und
sonstigen Voraussetzungen der Status eines Asylberechtigten erlangt werden kann und wie damit das kulnftige
Vorbringen im Asylverfahren gestaltet werden sollte, um Aussicht auf Erfolg zu haben, weshalb von einer
hinreichenden "Anleitung" - die Uberdies die Ermittlung der materiellen Wahrheit hinsichtlich eines Sachverhaltes der
erst ermittelt werden soll erheblich zu erschweren geeignet ist - bereits dadurch ausgegangen werden kann vergleiche
die ho. kritischen Anmerkungen zur Suggestion in den Asylverfahren als eine der "Hauptsinden" der
Einvernahmetechnik v. 9.1.2012, E9 420066-1/2011).

Im Ubrigen wird die Beweiswiirdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bek&mpft, weshalb der
Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu erganzen (vgl. zB. VwWGH
20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995,95/19/1046; 30.1.2000,2000/20/0356; 23.11.2006,2005/20/0551 ua.).Im Ubrigen
wird die Beweiswurdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekampft, weshalb der Asylgerichtshof
nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu ergadnzen vergleiche zB. VWGH 20.1.1993,
92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).

In der Beschwerde wird nicht konkret angefihrt inwiefern das Ermittlungsverfahren mangelhaft gewesen sein soll und
was noch konkret hervorkommen héatte konnen, womit es an einer Relevanzdarstellung fehlt. Abgesehen davon kann
dies bei amtswegiger Beurteilung nicht dergestalt erachtet werden.

Sofern die bP den Tod ihres Cousins durch die "mafidse Organisation" ins Spiel bringt, weil sie "angeblich" versuchten
Informationen Uber die bP zu erhalten, so blieb diese Behauptung unbescheinigt und spekulativ. Sie ist nicht geeignet
um der erstinstanzlichen Beweiswurdigung konkret und substantiiert zu begegnen und |6st damit auch keine
erganzende Ermittlungspflicht des AsylGH aus.

Soweit eine Beschwerdeverhandlung beantragt wird, unterldsst es die Beschwerde darzulegen, was bei einer
nochmaligen Einvernahme noch an relevantem Sachverhalt hatte hervorkommen kénnen und inwieweit dies fur ihr
Verfahren von Relevanz ware (vgl. VWGH 4.7.1994, 94/19/0337).Soweit eine Beschwerdeverhandlung beantragt wird,
unterlasst es die Beschwerde darzulegen, was bei einer nochmaligen Einvernahme noch an relevantem Sachverhalt
hatte hervorkommen kdnnen und inwieweit dies fur ihr Verfahren von Relevanz ware vergleiche VWGH 4.7.1994,
94/19/0337).

Es ist aus der Aktenlage nachvollziehbar, dass die beschwerdefiihrende Partei Praferenzen hat in Osterreich zu leben.
Zur Erreichung dieses Zieles scheut die bP offensichtlich nicht davor zurlick im Asylverfahren - trotz ergangener
Belehrung und Aufforderung die Wahrheit zu sagen und Hinweis auf nachteilige Folgen im Falle wahrheitswidriger
Angaben - Uber persénliche und fir das Verfahren maRgebliche Umstande zu taduschen. Zusammenfassend lasst sich
hier erkennen, dass die beschwerdefiihrende Partei dazu tendiert ihre bisherigen personlichen Erfahrungen im
Herkunftsstaat aus verfahrenstaktischen Grinden nicht den Tatsachen entsprechend bzw. verfalscht oder Ubersteigert
negativ darzustellen, um dadurch einen Aufenthaltstitel iber das Asylverfahren zu erlangen.

Die Betrachtung ihrer im Zuge des Verfahrens gemachten niederschriftlichen Angaben lasst erkennen, dass sie im Zuge
des Verfahrens bzw. im Laufe der Einvernahmen oder AuRerungen ihre, va. auf vorgeblich eigene Erfahrungen im
Herkunftsstaat beruhenden, personlichen Bedenken gegen eine Rickkehr nach Pakistan steigerte, was letztlich mit der
Beschwerdeschrift ihren Hohepunkt erreichte.

Den vom Bundesasylamt herangezogenen Berichten zur Situation im Herkunftsstaat der bP wurde in der Beschwerde
nicht konkret und substantiiert entgegen getreten. Eine maRgebliche Anderung der entscheidungsrelevanten Lage in
Pakistan ist weder notorisch noch entspricht dies dem Amtswissen, weshalb die dargestellte Situation - sofern sie
entscheidungsrelevant ist - noch als aktuell anzusehen ist.
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Im Ergebnis ist es der bP mit deren Beschwerde weder gelungen eine wesentliche UnschlUssigkeit der erstinstanzlichen
Beweiswirdigung aufzuzeigen, noch ist sie dieser im Rahmen der Anfechtungsbegrindung in substantiierter Form
entgegengetreten. Hiezu ware es erforderlich gewesen, dass die bP entweder in begrindeter Form eine maf3gebliche
Unrichtigkeit der erstinstanzlichen Beweiswurdigung dargetan oder Argumente vorgebracht hatte, die einerseits zu
einer anderen Gewichtung oder Bewertung der verfahrensgegenstandlichen Beweismittel fihren wirden oder aus
denen andererseits im Rahmen der allgemeinen Denklogik eine Pravalenz des von ihr dargestellten
Geschehnisablaufes gegentber jenem von der Erstbehdrde angenommenen hervorleuchtet, was im Ergebnis zu einer
anders gelagerten Wahrscheinlichkeitsbeurteilung des der weiteren rechtlichen Wuirdigung zugrunde zu legenden

historisch-empirischen Sachverhaltes fuhren wirde.

2. Gemal 8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 38/2011 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber2. GemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, entscheidet

der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, oder 3a vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber
1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde nach Inkrafttreten des AsylG 2005BGBI | 100/2005 gestellt,
weshalb sich die Anwendung dieses Gesetzes nach MalRgabe der zum Entscheidungszeitpunkt geltenden Fassung BGBI
| Nr. 38/2011 ergibt.Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde nach Inkrafttreten des AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, gestellt, weshalb sich die Anwendung dieses Gesetzes nach MalRgabe der
zum Entscheidungszeitpunkt geltenden Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, ergibt.

Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof gem. § 23 Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof gem. Paragraph 23,
Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991
- AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Maf3gabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung"
der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehdrde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (& 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.Gemal Paragraph 66, Absatz 4,
AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehdrde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzuldssig oder
verspatet zurtckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begriindung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Zu Spruchpunkt |.: Status als AsylberechtigterZu Spruchpunkt rémisch eins.: Status als Asylberechtigter

1. § 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des
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Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Fliichtlingskonvention droht.1. Paragraph 3, (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag
auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit
eines anderen Staates zurickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm
im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fluchtlingskonvention droht.

(2) Die Verfolgung kann auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen
Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgrinde) oder auf Aktivitdten des Fremden beruhen, die dieser seit
Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im
Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive Nachfluchtgriinde). Einem Fremden, der einen Folgeantrag
(8 2 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf
Umstanden beruht, die der Fremde nach Verlassen seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es
handelt sich um in Osterreich erlaubte Aktivitaten, die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im
Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind.(2) Die Verfolgung kann auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten
sind, nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgriinde) oder auf Aktivitaten des
Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und
Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive Nachfluchtgriinde). Einem
Fremden, der einen Folgeantrag (Paragraph 2, Ziffer 23,) stellt, wird in der Regel nicht der Status des Asylberechtigten
zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umstanden beruht, die der Fremde nach Verlassen seines
Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt sich um in Osterreich erlaubte Aktivititen, die
nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind.

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,
wenn

1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oderl. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder

2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,)
gesetzt hat.

(4) Einem Fremden ist von Amts wegen und ohne weiteres Verfahren der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen,
wenn sich die Republik Osterreich vélkerrechtlich dazu verpflichtet hat.

(5) Die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrags auf internationalen
Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, ist mit der Feststellung zu verbinden, dass diesem Fremden
damit kraft Gesetzes die Fliichtlingseigenschaft zukommt.

Fltchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist eine Person, die aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden
der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen
Gesinnung verfolgt zu werden, sich auRerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehdrigkeit sie besitzt und nicht in
der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder die sich
als Staatenlose infolge solcher Ereignisse auBerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewdhnlichen
Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurlickkehren kann oder wegen der erwadhnten Beflrchtungen nicht dorthin
zurlickkehren will.Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der GFK ist eine Person, die aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich auBerhalb des Landes befindet, dessen
Staatsangehorigkeit sie besitzt und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des
Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder die sich als Staatenlose infolge solcher Ereignisse auBerhalb des Landes
befindet, in welchem sie ihren gewdhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurtickkehren kann oder wegen der
erwahnten Beflirchtungen nicht dorthin zurtckkehren will.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern, ob eine vernunftbegabte Person
nach objektiven Kriterien unter den geschilderten Umstanden aus Konventionsgrinden wohlbegriindete Furcht
erleiden wirde (VWGH 9.5.1996, ZI.95/20/0380). Dies trifft auch nur dann zu, wenn die Verfolgung von der Staatsgewalt
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im gesamten Staatsgebiet ausgeht oder wenn die Verfolgung zwar nur von einem Teil der Bevolkerung ausgeubt, aber
durch die Behorden und Regierung gebilligt wird, oder wenn die Behdrde oder Regierung auBerstande ist, die
Verfolgten zu schitzen (VwGH 4.11.1992, 92/01/0555 ua.).

GemalRR 8 2 Abs 1 Z 11 AsylG 2005 ist eine Verfolgung jede Verfolgungshandlung im Sinne des Art 9 Statusrichtlinie.
Demnach sind darunter jene Handlungen zu verstehen, die auf Grund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind,
dass sie eine schwerwiegende Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte,
von denen gemaR Art 15 Abs 2 EMRK keine Abweichung zulassig ist (Recht auf Leben, Verbot der Folter, Verbot der
Sklaverei oder Leibeigenschaft, Keine Strafe ohne Gesetz) oder die in einer Kumulierung unterschiedlicher
MalRnahmen, einschlieBlich einer Verletzung der Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person
davon - wie in dhnlicher beschriebenen Weise - betroffen ist.Gemald Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 11, AsylG 2005 ist
eine Verfolgung jede Verfolgungshandlung im Sinne des Artikel 9, Statusrichtlinie. Demnach sind darunter jene
Handlungen zu verstehen, die auf Grund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine
schwerwiegende Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte, von denen
gemal Artikel 15, Absatz 2, EMRK keine Abweichung zuldssig ist (Recht auf Leben, Verbot der Folter, Verbot der
Sklaverei oder Leibeigenschaft, Keine Strafe ohne Gesetz) oder die in einer Kumulierung unterschiedlicher
MalRnahmen, einschlieBlich einer Verletzung der Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person
davon - wie in dhnlicher beschriebenen Weise - betroffen ist.

Nach der auch hier anzuwendenden Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine Verfolgung weiters ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die vom Staat zu schitzende personliche Sphare des Einzelnen
zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme
des Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegriindeten Furcht in
engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer
Verfolgung genugt nicht (z.B. VwWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858; 14.10.1998, ZI.98/01/0262). Die Verfolgungsgefahr
muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI.
95/20/0194).

Verfolgung kann nur von einem Verfolger ausgehen. Verfolger kdnnen gemal Art 6 Statusrichtlinie der Staat, den Staat
oder wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschende Parteien oder Organisationen oder andere Akteure sein, wenn
der Staat oder die das Staatsgebiet beherrschenden Parteien oder Organisationen nicht in der Lage oder nicht Willens
sind, Schutz vor Verfolgung zu gewahren.Verfolgung kann nur von einem Verfolger ausgehen. Verfolger kdnnen gemaR
Artikel 6, Statusrichtlinie der Staat, den Staat oder wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschende Parteien oder
Organisationen oder andere Akteure sein, wenn der Staat oder die das Staatsgebiet beherrschenden Parteien oder
Organisationen nicht in der Lage oder nicht Willens sind, Schutz vor Verfolgung zu gewahren.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes missen konkrete, den Asylwerber selbst betreffende
Umstande behauptet und bescheinigt werden, aus denen die von der zitierten Konventionsbestimmung geforderte
Furcht rechtlich ableitbar ist (vgl zB vom 8. 11. 1989, 89/01/0287 bis 0291 und vom 19. 9 1990, 90/01/0113). Der
Hinweis eines Asylwerbers auf einen allgemeinen Bericht genlgt dafir ebenso wenig wie der Hinweis auf die
allgemeine Lage, zB. einer Volksgruppe, in seinem Herkunftsstaat (vgl VwGH 29. 11. 1989, 89/01/0362; 5. 12. 1990,
90/01/0202; 5. 6. 1991,90/01/0198; 19. 9 1990,90/01/0113).Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
mussen konkrete, den Asylwerber selbst betreffende Umstande behauptet und bescheinigt werden, aus denen die
von der zitierten Konventionsbestimmung geforderte Furcht rechtlich ableitbar ist vergleiche zB vom 8. 11. 1989,
89/01/0287 bis 0291 und vom 19. 9 1990, 90/01/0113). Der Hinweis eines Asylwerbers auf einen allgemeinen Bericht
genlgt dafir ebenso wenig wie der Hinweis auf die allgemeine Lage, zB. einer Volksgruppe, in seinem Herkunftsstaat
vergleiche VwWGH 29. 11. 1989, 89/01/0362; 5. 12. 1990,90/01/0202; 5. 6. 1991,90/01/0198; 19. 9 1990,90/01/0113).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Grinden haben und muss
ihrerseits Ursache dafiir sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

2. Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

Im gegenstandlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen fir die
Zuerkennung des Status als Asylberechtigter, namlich eine glaubhafte Verfolgungsgefahr im Herkunftsstaat aus einem


https://www.jusline.at/entscheidung/87047
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/entscheidung/73548
https://www.jusline.at/entscheidung/61200
https://www.jusline.at/entscheidung/71348
https://www.jusline.at/entscheidung/94988
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=89/01/0362&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/entscheidung/93933
https://www.jusline.at/entscheidung/92162
https://www.jusline.at/entscheidung/94988
https://www.jusline.at/entscheidung/94988
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=89/01/0362&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/entscheidung/93933
https://www.jusline.at/entscheidung/92162
https://www.jusline.at/entscheidung/94988

in Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK angeflhrten Grund nicht gegeben.Im gegenstandlichen Fall sind nach Ansicht des
Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status als Asylberechtigter, namlich eine
glaubhafte Verfolgungsgefahr im Herkunftsstaat aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der GFK angefuhrten
Grund nicht gegeben.

Wie sich aus den Erwagungen ergibt, ist es nicht gelungen eine solche Verfolgungsgefahr glaubhaft zu machen,
weshalb diese vorgetragenen und als fluchtkausal bezeichneten Angaben bzw. die daraus resultierenden
Rackkehrbefurchtungen in Bezug auf eine Bedrohung durch Geldverleiher bzw. eine mafidse Organisation gar nicht als
Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden und es ist auch deren Eignung zur
Glaubhaftmachung wohlbegriundeter Furcht vor Verfolgung somit gar nicht naher zu beurteilen (vgl. VWGH 9.5.1996,
Z1.95/20/0380).Wie sich aus den Erwagungen ergibt, ist es nicht gelungen eine solche Verfolgungsgefahr glaubhaft zu
machen, weshalb diese vorgetragenen und als fluchtkausal bezeichneten Angaben bzw. die daraus resultierenden
Ruckkehrbeflurchtungen in Bezug auf eine Bedrohung durch Geldverleiher bzw. eine mafidse Organisation gar nicht als
Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden und es ist auch deren Eignung zur
Glaubhaftmachung wohlbegriindeter Furcht vor Verfolgung somit gar nicht ndher zu beurteilen vergleiche VWGH
9.5.1996, Z1.95/20/0380).

In Bezug auf die wirtschaftlichen Motive ist anzufiihren, dass nicht hervorkam, dass diese im Zusammenhang mit
asylrelevanten Grunden stiinden.

Auch die allgemeine Lage ist im Herkunftsstaat nicht dergestalt, dass sich konkret fiir die beschwerdefihrende Partei
eine begrindete Furcht vor einer mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit drohenden asylrelevanten Verfolgung ergeben

wirde.

Es war unter BerUcksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht kein Status eines Asylberechtigten zu
gewahren, die Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt I.
abzuweisen.Es war unter Bertlcksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht kein Status eines
Asylberechtigten zu gewahren, die Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestdtigen und die Beschwerde somit
hinsichtlich Spruchpunkt rémisch eins. abzuweisen.

Zu Spruchpunkt Il.: Status als subsidiar SchutzberechtigteZu Spruchpunkt rémisch zwei.: Status als subsidiar
Schutzberechtigter

1.

§ 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennenParagraph 8, (1) Der Status des
subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist,

wenn eine Zurickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK [Anm.: Recht auf Leben], Art. 3 EMRK [Anm.: Verbot der Folter oder
unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung] oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wiirde oder fiir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkiirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.wenn
eine Zurtckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr
einer Verletzung von Artikel 2, EMRK [Anm.: Recht auf Leben], Artikel 3, EMRK [Anm.: Verbot der Folter oder
unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung] oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wiirde oder fiir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkiirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung nach & 3 oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden.(2)
Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach Absatz eins, ist mit der
abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach Paragraph
7, zu verbinden.
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(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.(3) Antrage auf internationalen Schutz sind
bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

(3a) Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
nicht schon mangels einer Voraussetzung gemaf Abs. 1 oder aus den Griunden des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so hat
eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemald § 9 Abs. 2 vorliegt. Diesfalls ist die
Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat unzuldssig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 [Anm.: Abschaffung der Todesstrafe] zur Konvention bedeuten wirde oder
far ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. Dies gilt sinngemaR auch fur
die Feststellung, dass der Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.(3a) Ist ein Antrag auf
internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht schon mangels
einer Voraussetzung gemall Absatz eins, oder aus den Grinden des Absatz 3, oder 6 abzuweisen, so hat eine
Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemal? Paragraph 9, Absatz 2, vorliegt. Diesfalls ist
die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurlickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulassig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel
3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 [Anm.: Abschaffung der Todesstrafe] zur Konvention bedeuten wirde
oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wurde. Dies gilt sinngemaR auch fur

die Feststellung, dass der Status des subsididr Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.

(4) Einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wird, ist von der zuerkennenden
Behorde gleichzeitig eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsididar Schutzberechtigter zu erteilen. Die
Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und wird im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen uber Antrag des
Fremden vom Bundesasylamt fir jeweils ein weiteres Jahr verlangert. Nach einem Antrag des Fremden besteht die
Aufenthaltsberechtigung bis zur rechtskraftigen Entscheidung tber die Verlangerung des Aufenthaltsrechts, wenn der
Antrag auf Verlangerung vor Ablauf der Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist.

(5) In einem Familienverfahren gemal3 8 34 Abs. 1 Z 2 gilt Abs. 4 mit der Mal3gabe, dass die zu erteilende
Aufenthaltsberechtigung gleichzeitig mit der des Familienangehdrigen, von dem das Recht abgeleitet wird, endet.(5) In
einem Familienverfahren gemafR Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, gilt Absatz 4, mit der MalRgabe, dass die zu
erteilende Aufenthaltsberechtigung gleichzeitig mit der des Familienangehdrigen, von dem das Recht abgeleitet wird,
endet.

(6) Kann der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden, ist der Antrag auf internationalen Schutz
bezlglich des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen. Diesfalls ist eine Ausweisung aus dem
Bundesgebiet zu verfigen, wenn diese gemall 8 10 Abs. 2 nicht unzuldssig ist. 8 10 Abs. 3 gilt.(6) Kann der
Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden, ist der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich des
Status des subsididr Schutzberechtigten abzuweisen. Diesfalls ist eine Ausweisung aus dem Bundesgebiet zu verfligen,
wenn diese gemal? Paragraph 10, Absatz 2, nicht unzulassig ist. Paragraph 10, Absatz 3, gilt.

(7) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten erlischt, wenn dem Fremden der Status des Asylberechtigten

zuerkannt wird.

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegrindete Gefahr mdglicher
Konsequenzen fur den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. VWGH 99/20/0573 v. 19.2.2004 mwN auf die
Judikatur des EGMR).Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegrindete Gefahr
moglicher Konsequenzen fiir den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen vergleiche VWGH 99/20/0573 v. 19.2.2004 mwN
auf die Judikatur des EGMR).

§ 8 AsylG 2005 beschrankt den Prufungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu
verstehen, dass damit grds. derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die Fliichtlingseigenschaft des
Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300). Kann
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dieser nicht festgestellt werden, ist der Antrag auf internationalen Schutz bzgl. des Status des subsidiar
Schutzberechtigten abzuweisen (Abs 6 leg cit).Paragraph 8, AsylG 2005 beschrankt den Prifungsrahmen auf den
"Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu verstehen, dass damit grds. derjenige Staat zu bezeichnen
ist, hinsichtlich dessen auch die Flichtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prufen ist (VWGH
22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300). Kann dieser nicht festgestellt werden, ist der Antrag auf internationalen
Schutz bzgl. des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen (Absatz 6, leg cit).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfuhrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten fur den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit als moglich -
Informationen vorzulegen, die der Behodrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdoglicht ( zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005).

2. Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

2.1. Im gegenstandlichen Fall ist es der beschwerdefihrenden Partei nicht gelungen ihre vorgebrachte Bedrohung bzw.
Verfolgungsgefahr im dargestellten Ausmall glaubhaft zu machen, weshalb sich daraus auch kein zu
berlcksichtigender Sachverhalt ergibt, der gemaR§ 8 Abs 1 AsylG zur Unzulassigkeit der Abschiebung,
Zuruckschiebung oder Zurlickweisung in den Herkunftsstaat fihren kénnte.2.1. Im gegenstandlichen Fall ist es der
beschwerdefiihrenden Partei nicht gelungen ihre vorgebrachte Bedrohung bzw. Verfolgungsgefahr im dargestellten
Ausmald glaubhaft zu machen, weshalb sich daraus auch kein zu bertcksichtigender Sachverhalt ergibt, der gemaR
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zur Unzuldssigkeit der Abschiebung, Zurlickschiebung oder Zurtckweisung in den
Herkunftsstaat fuhren kénnte.

3. Im Rahmen der Refoulemententscheidung ist ua. zu prufen, ob der Abschiebung des Asylwerbers ein Uber eine
bloRBe Mdglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne des Art.
3 EMRK entgegen steht. Dies kann sich auch im Zusammenhang mit einer Krankheit ergeben.3. Im Rahmen der
Refoulemententscheidung ist ua. zu prifen, ob der Abschiebung des Asylwerbers ein Uber eine blof3e Moglichkeit
hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne des Artikel 3, EMRK
entgegen steht. Dies kann sich auch im Zusammenhang mit einer Krankheit ergeben.

Die beschwerdefihrende Partei hat im Verfahren keine Erkrankungen dargelegt, weshalb sich aus dem
Gesundheitszustand somit kein Ruckkehrhindernis ergibt.

4. Unter BerUcksichtigung der individuellen Situation der beschwerdeflihrenden Partei ist festzuhalten, dass
hinsichtlich der Lebensbedingungen in ihrem Herkunftsstaat von einer lebensbedrohenden Notlage, welche bei einer
Ruckkehr die reale Gefahr einer unmenschlichen Behandlung iSd Art 3 EMRK indizieren wirde, aus Sicht des
Asylgerichtshofes nicht gesprochen werden kann.4. Unter Berucksichtigung der individuellen Situation der
beschwerdefiihrenden Partei ist festzuhalten, dass hinsichtlich der Lebensbedingungen in ihrem Herkunftsstaat von
einer lebensbedrohenden Notlage, welche bei einer Rickkehr die reale Gefahr einer unmenschlichen Behandlung iSd
Artikel 3, EMRK indizieren wurde, aus Sicht des Asylgerichtshofes nicht gesprochen werden kann.

Bei der bP handelt es sich um einen jungen, erwachsenen Mann, der Uber Berufspraxis in verschiedenen Bereichen
verflgt. Er war selbst in Staaten, in denen er weder die Kultur noch die Sprache kannte, in der Lage seinen
Lebensunterhalt zu finanzieren. Dass er auch seine Familienangehorigen finanziell unterstitzt mag durchaus glaubhaft
sein, jedoch ist dies hier nicht von Entscheidungsrelevanz. Zudem wird angezweifelt, dass deren Uberleben in Pakistan
tatsachlich von seinen Ubermittelten Einkliinften abhangig ist, zumal die bP bereits seit mehreren Monaten hier ist
Osterreich ist und er von Anbeginn auch die Leistungen aus der Grundversorgung erhdlt, was zur
Anspruchsbegriindung im Wesentlichen Mittellosigkeit voraussetzt. Es kam nicht hervor, dass seine

Familienangehdrigen seither nicht das zum Leben unbedingt Notwendige erlangen konnten.

Erganzend ist anzuflhren, dass gemalR§ 67 AsylG 2005 zB. auch eine finanzielle Ruckkehrhilfe (Gber diese wird im

erstinstanzlichen Verfahren schon informiert) als Startkapital fur die Fortsetzung des bisherigen Lebens in Pakistan
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gewahrt werden kann. Im Rahmen der Ruckkehrhilfe wird dabei der Neubeginn zu Hause unterstitzt, Kontakt zu
Hilfsorganisationen im Heimatland vermittelt, finanzielle Unterstitzung geleistet und beim Zugang zu Wohn-,
Ausbildungs- und Arbeitsmdglichkeiten geholfen (zB. http://www.caritas.at/hilfe-einrichtungen/fluechtlinge/beratung-
und-vertretung/rueckkehrhilfe-und-rueckkehrberatung-irma/).Erganzend ist anzufihren, dass gemafR Paragraph 67,
AsylG 2005 zB. auch eine finanzielle Ruckkehrhilfe (Uber diese wird im erstinstanzlichen Verfahren schon informiert) als
Startkapital fUr die Fortsetzung des bisherigen Lebens in Pakistan gewahrt werden kann. Im Rahmen der Rickkehrhilfe
wird dabei der Neubeginn zu Hause unterstiitzt, Kontakt zu Hilfsorganisationen im Heimatland vermittelt, finanzielle
Unterstltzung geleistet und beim Zugang zu Wohn-, Ausbildungs- und Arbeitsmdglichkeiten geholfen (zB.
http://www.caritas.at/hilfe-einrichtungen/fluechtlinge/beratung-und-vertretung/rueckkehrhilfe-und-
rueckkehrberatung-irma/).

Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, dass auch in Pakistan das nobelpreispramierten System der Mikrokredite
als Instrument der Armutsbekdmpfung zur Grindung von Klein- und Kleinstunternehmungen praktiziert wird (vgl.
http://www.devdir.org/files/Pakistan.PDF u. die dort angefiihrten zahlreichen Organisationen die derartige Kredite
vergeben).Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, dass auch in Pakistan das nobelpreispramierten System der
Mikrokredite als Instrument der Armutsbekampfung zur Griindung von Klein- und Kleinstunternehmungen praktiziert
wird vergleiche http://www.devdir.org/files/Pakistan.PDF u. die dort angeflUhrten zahlreichen Organisationen die
derartige Kredite vergeben).

Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit kein "reales Risiko", dass es derzeit durch die
Ruckfuhrung der beschwerdefiihrenden Partei in den Herkunftsstaat zu einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art 3 EMRK
oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die
Abschaffung der Todesstrafe kommen wirde.Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit
kein "reales Risiko", dass es derzeit durch die Ruckfuhrung der beschwerdefliihrenden Partei in den Herkunftsstaat zu
einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe kommen wirde.

Es kam im Verfahren nicht hervor, dass konkret fir die beschwerdefiihrende Partei im Falle einer Rickverbringung in
ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr bestiinde, als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willklrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts ausgesetzt

Zu sein.

Es war unter Berlcksichtigung aller bekannten Umstdnde daher zu Recht kein Status eines/r subsididr
Schutzberechtigten zu gewahren, die Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestdtigen und die Beschwerde somit
hinsichtlich Spruchpunkt 1. abzuweisen.Es war unter Berticksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht kein
Status eines/r subsididr Schutzberechtigten zu gewahren, die Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die
Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch zwei. abzuweisen.

Zu Spruchpunkt ll.: AusweisungZu Spruchpunkt romisch drei.: Ausweisung

1. 8 10 (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung
des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird1. Paragraph 10, (1) Eine Entscheidung nach diesem
Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abgewiesen wird

(2) Ausweisungen nach Abs 1 sind unzuldssig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere z2. diese eine Verletzung von
Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu

berucksichtigen:
a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt

des Fremden rechtswidrig war;



b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoRe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behorden
zurechenbaren Uberlangen Verzégerungen begriindet ist.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemaR Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverziglich auszureisen.

(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blo8 vortubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsburger oder Personen, die Uber ein
gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 8§ 51 ff
NAG) verfligen, unzulissig ware.(5) Uber die Zuldssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemall Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und
Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blo3 vortbergehend sind. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein

unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfligen, unzulassig ware.

(6) Ausweisungen nach Abs. 1 bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht(6) Ausweisungen

nach Absatz eins, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.

(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rlckkehrverbot erlassen
wurde und fur die Falle einer zurtickweisenden Entscheidung gemal § 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine
Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 38 durchfuhrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverzuiglich
auszureisen.(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Rickkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von
14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
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Rackkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurtickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005
oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemald Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

(8) Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverzlglichen oder fristgerechten Ausreise
und gegebenenfalls Uber die Mdglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf
mogliche fremdenpolizeiliche MaRnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46 FPG) hinzuweisen."(8) Mit
Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und
gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustéandigen Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Rickkehrhilfe,
sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche MalRinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)

hinzuweisen."
2. Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

2.1 Der beschwerdefihrenden Partei war weder der Status eines Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) noch der eines
subsidiar Schutzberechtigten (Spruchpunkt Il.) zuzuerkennen. Folglich ist diese Entscheidung mit einer Ausweisung zu
verbinden, sofern sie aus nachfolgenden Griinden nicht unzulassig ist.2.1 Der beschwerdefiihrenden Partei war weder
der Status eines Asylberechtigten (Spruchpunkt rdémisch eins.)) noch der eines subsidiar Schutzberechtigten
(Spruchpunkt rémisch zwei.) zuzuerkennen. Folglich ist diese Entscheidung mit einer Ausweisung zu verbinden, sofern
sie aus nachfolgenden Grinden nicht unzulassig ist.

2.2. Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht fir das Bundesgebiet wurde von der
beschwerdeflihrenden Partei nicht dargetan und konnte auch amtswegig nicht festgestellt werden. Daraus ergibt sich
somit kein Ausweisungshindernis.

2.3. Eine Ausweisung ist weiters nur dann zulassig, wenn es dadurch zu keiner Verletzung des Art 8 EMRK kommt. Bei
Erlassung einer Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben vorliegen (Art. 8
Abs 1 EMRK). Ein unverhaltnismaRiger Eingriff wirde eine Ausweisung unzuldssig machen.2.3. Eine Ausweisung ist
weiters nur dann zulassig, wenn es dadurch zu keiner Verletzung des Artikel 8, EMRK kommt. Bei Erlassung einer
Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben vorliegen (Artikel 8, Absatz eins,
EMRK). Ein unverhaltnismaRiger Eingriff wirde eine Ausweisung unzuldssig machen.

2.3.1. Fur die Beurteilung ob ein relevantes Privat- und/oder Familienleben iSd Art 8 EMRK vorliegt sind insbesondere
nachfolgende Umstande beachtlich:2.3.1. Fir die Beurteilung ob ein relevantes Privat- und/oder Familienleben iSd
Artikel 8, EMRK vorliegt sind insbesondere nachfolgende Umstande beachtlich:

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst
jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv
zusammenleben;Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK schitzt das Zusammenleben der
Familie. Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung oder Adoption verbundenen
Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben;

das Verhaltnis zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR
Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00); etwa bei Zutreffen anderer Faktoren aus denen sich ergibt, dass eine Beziehung
genlgend Konstanz aufweist, um de facto familidre Bindungen zu erzeugen: zB Natur und Dauer der Beziehung der
Eltern und insbesondere, ob sie geplant haben ein gemeinsames Kind zu haben; ob der Vater das Kind als eigenes
anerkannt hat; ob Unterhaltszahlungen fur die Pflege und Erziehung des Kindes geleistet wurden; und die Intensitat
und RegelmaRigkeit des Umgans (EGMR v. 8.1.2009, ZI 10606/07, Fall Grant gg. Vereinigtes Konigreich).

Kinder werden erst vom Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil der Familie. Zu noch ungeborenen Kindern liegt somit
bis dahin (noch) kein schitzenswertes Familienleben iSd Art 8 EMRK vor (vgl. zB VfGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR
19.02.1996, GUL vs Switzerland).Kinder werden erst vom Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil der Familie. Zu noch
ungeborenen Kindern liegt somit bis dahin (noch) kein schitzenswertes Familienleben iSd Artikel 8, EMRK vor
vergleiche zB VfGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR 19.02.1996, GUL vs Switzerland).

Der Begriff des Familienlebens ist jedoch nicht nur auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden, sondern
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schliel3t auch andere "de facto Beziehungen" ein; maRgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die
Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR
Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua).Der Begriff des Familienlebens ist jedoch nicht nur auf Familien beschrankt, die sich
auf eine Heirat griinden, sondern schliel3t auch andere "de facto Beziehungen" ein; maRgebend ist beispielsweise das
Zusammenleben eines Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame
Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, romisch zehn ua).

Eine familidare Beziehung unter Erwachsenen fallt nach der Rechtsprechung des Europadischen Gerichtshofes fur
Menschenrechte (EGMR) nur dann unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 EMRK, wenn zusatzliche Merkmale der
Abhangigkeit hinzutreten, die Uber die Ublichen Bindungen hinausgehen (vgl. dazu auch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom 9. Juni 2006, B 1277/04, unter Hinweis auf die Judikatur des EGMR; des Weiteren auch
das Erkenntnis des VWGH vom 26. Janner 2006, ZI. 2002/20/0423 und die darauf aufbauende Folgejudikatur, etwa die
Erkenntnisse vom 26. Janner 2006, ZI. 2002/20/0235, vom 8. Juni 2006, Z1.2003/01/0600, vom 22. August 2006, ZI.
2004/01/0220 und vom 29. Marz 2007, ZI.2005/20/0040, vom 26. Juni 2007,2007/01/0479).Eine familidre Beziehung
unter Erwachsenen fallt nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte (EGMR) nur
dann unter den Schutz des Artikel 8, Absatz eins, EMRK, wenn zusatzliche Merkmale der Abhangigkeit hinzutreten, die
Uber die Ublichen Bindungen hinausgehen vergleiche dazu auch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 9.
Juni 2006, B 1277/04, unter Hinweis auf die Judikatur des EGMR; des Weiteren auch das Erkenntnis des VWGH vom 26.
Janner 2006, ZI. 2002/20/0423 und die darauf aufbauende Folgejudikatur, etwa die Erkenntnisse vom 26. Janner 2006,
Z|.2002/20/0235, vom 8. Juni 2006, ZI.2003/01/0600, vom 22. August 2006, ZI.2004/01/0220 und vom 29. Marz 2007,
ZI. 2005/20/0040, vom 26. Juni 2007,2007/01/0479).

Die Beziehung der bereits volljahrigen Kinder zu den Eltern ist vor allem dann als Familienleben zu qualifizieren, wenn
jene auch nach Eintritt der Volljahrigkeit im Haushalt der Eltern weiterleben, ohne dass sich ihr Naheverhaltnis zu den
Eltern wesentlich &ndert (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 MRK, OJZ 2007/74, 860 unter Hinweis
auf Wiederin in Korinek/Holoubek, Osterreichisches Bundesverfassungsrecht, Art 8 EMRK Rz 76).Die Beziehung der
bereits volljahrigen Kinder zu den Eltern ist vor allem dann als Familienleben zu qualifizieren, wenn jene auch nach
Eintritt der Volljahrigkeit im Haushalt der Eltern weiterleben, ohne dass sich ihr Naheverhéltnis zu den Eltern
wesentlich dndert (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK, OJZ 2007/74, 860 unter Hinweis auf
Wiederin in Korinek/Holoubek, Osterreichisches Bundesverfassungsrecht, Artikel 8, EMRK Rz 76).

Nach der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) sind Beziehungen zwischen Eltern und
ihren erwachsenen Kindern, die wegen des Fehlens von Uber die Gblichen Bindungen hinausgehenden Merkmalen der
Abhangigkeit nicht (mehr) unter den Begriff des Familienlebens fallen, unter den Begriff des ebenfalls von Art. 8 Abs. 1
EMRK geschutzten Privatlebens zu subsumieren (VWGH 21.4.2011, 2011/01/0093-7 [vgl. dazu die Urteile des EGMR vom
9. Oktober 2003, Slivenko gegen Lettland, Beschwerde Nr. 48321/99, Randnr. 97, vom 15. Juni 2006, Shevanova gegen
Lettland, Beschwerde Nr. 58822/00, Randnr. 67, vom 22. Juni 2006, Kaftailova gegen Lettland, Beschwerde Nr.
59643/00, Randnr. 63, und vom 12. Janner 2010, A.W. Khan gegen das Vereinigte Konigreich, Beschwerde Nr. 47486/06,
Randnr. 31 ff]).Nach der Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) sind Beziehungen
zwischen Eltern und ihren erwachsenen Kindern, die wegen des Fehlens von Uber die Ublichen Bindungen
hinausgehenden Merkmalen der Abhangigkeit nicht (mehr) unter den Begriff des Familienlebens fallen, unter den
Begriff des ebenfalls von Artikel 8, Absatz eins, EMRK geschutzten Privatlebens zu subsumieren (VWGH 21.4.2011,
2011/01/0093-7 [vgl. dazu die Urteile des EGMR vom 9. Oktober 2003, Slivenko gegen Lettland, Beschwerde Nr.
48321/99, Randnr. 97, vom 15. Juni 2006, Shevanova gegen Lettland, Beschwerde Nr. 58822/00, Randnr. 67, vom 22.
Juni 2006, Kaftailova gegen Lettland, Beschwerde Nr. 59643/00, Randnr. 63, und vom 12. Janner 2010, A.W. Khan gegen
das Vereinigte Konigreich, Beschwerde Nr. 47486/06, Randnr. 31 ff]).

Alle anderen verwandtschaftlichen Beziehungen (zB zwischen Enkel und GroReltern, erwachsenen Geschwistern [vgl.
VwGH 22.08.2006, 2004/01/0220, mwN; 25.4.2008,2007/20/0720 bis 0723-8], Cousinen [VWGH 15.01.1999,97/21/0778;
26.6.2007, 2007/01/0479], Onkeln bzw. Tanten und Neffen bzw. Nichten) sind nur dann als Familienleben geschutzt,
wenn eine "hinreichend starke Nahebeziehung" besteht. Nach Ansicht der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts ist fur
diese Wertung insbesondere die Intensitat und Dauer des Zusammenlebens von Bedeutung (vgl. VfSlg 17.457/2005).
Dabei werden vor allem das Zusammenleben und die gegenseitige Unterhaltsgewahrung zur Annahme eines
Familienlebens iSd Art 8 EMRK fihren, soweit nicht besondere Abhangigkeitsverhaltnisse, wie die Pflege eines
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behinderten oder kranken Verwandten, vorliegen.Alle anderen verwandtschaftlichen Beziehungen (zB zwischen Enkel
und Grol3eltern, erwachsenen Geschwistern [vgl. VwWGH 22.08.2006, 2004/01/0220, mwN; 25.4.2008,2007/20/0720 bis
0723-8], Cousinen [VwWGH 15.01.1999, 97/21/0778; 26.6.2007,2007/01/0479], Onkeln bzw. Tanten und Neffen bzw.
Nichten) sind nur dann als Familienleben geschitzt, wenn eine "hinreichend starke Nahebeziehung" besteht. Nach
Ansicht der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts ist fur diese Wertung insbesondere die Intensitat und Dauer des
Zusammenlebens von Bedeutung vergleiche VfSlg 17.457 aus 2005,). Dabei werden vor allem das Zusammenleben und
die gegenseitige Unterhaltsgewahrung zur Annahme eines Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK fuhren, soweit nicht
besondere Abhangigkeitsverhaltnisse, wie die Pflege eines behinderten oder kranken Verwandten, vorliegen.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRBnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz Varas gegen Schweden). In diesen Fallen ist nach der
Judikatur des EGMR der Eingriff in das Privatleben gegebenenfalls separat zu prifen (Chvosta, Die Ausweisung von
Asylwerbern und Art 8 MRK, 0JZ 2007/74, 856 mwN).Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme die gesamte
Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein;
auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz
Varas gegen Schweden). In diesen Fallen ist nach der Judikatur des EGMR der Eingriff in das Privatleben gegebenenfalls
separat zu priifen (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK, OJZ 2007/74, 856 mwN).

Nach der Rechtsprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert
die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen
von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groRten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Nach der
Rechtsprechung des EGMR vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die
Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kdnnen von
den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine Ausweisungsentscheidung)
aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines
Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

2.4. Weder beim BAA noch im Beschwerdeverfahren wurden familidre Ankntpfungspunkte dargelegt, weshalb die
Ausweisung nicht in das Recht auf Familienleben eingreift.

Auf Grund der Aufenthaltsdauer kann von fur diese kurze Zeit Ublichen privaten Anknupfungspunkten ausgegangen
werden.

3. Ob ein Eingriff in das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht auf Privatleben durch die asylrechtliche
Ausweisung iSd Art 8 Abs 2 EMRK notwendig ist, bedarf einer Abwagung der &ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu
den Interessen des Fremden.3. Ob ein Eingriff in das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht auf Privatleben durch
die asylrechtliche Ausweisung iSd Artikel 8, Absatz 2, EMRK notwendig ist, bedarf einer Abwagung der 6ffentlichen
Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden.

Art 8 Abs 2 EMRK lautet:Artikel 8, Absatz 2, EMRK lautet:

"Der Eingriff einer Offentlichen Behorde in die Auslbung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist."

3. 1. Der Gesetzgeber hat im§& 10 Abs 2 Z 2 AsylG 2005 auf Grundlage der Rechtsprechung des
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Verfassungsgerichtshofes (B 1150/07 undB 328/07) maligebliche Abwagungskriterien aufgenommen, wobei die
aufgezahlten Kriterien aber im Sinne einer verfassungskonformen Einzelfallprifung und einer dynamischen
Weiterentwicklung des Art 8 EMRK durch Hochstgerichte und den EGMR nicht abschlieBend (arg. "jedenfalls")
anzusehen sind (12/ME XXIV.GP-Ministerialentwurf-Materialien-Vorblatt und Erlduterung zu 8 10 Abs 2 Z 2).3. 1. Der
Gesetzgeber hat im Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, AsylG 2005 auf Grundlage der Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes (B 1150/07 undB 328/07) maligebliche Abwagungskriterien aufgenommen, wobei die
aufgezahlten Kriterien aber im Sinne einer verfassungskonformen Einzelfallprifung und einer dynamischen
Weiterentwicklung des Artikel 8, EMRK durch Hdéchstgerichte und den EGMR nicht abschlieRend (arg. "jedenfalls")
anzusehen sind (12/ME rémisch 24 .GP-Ministerialentwurf-Materialien-Vorblatt und Erlduterung zu Paragraph 10,
Absatz 2, Ziffer 2,).

In diesem Sinne wird - die in§ 10 Abs 2 Z 2 AsylG 2005 angefuhrten Kriterien teils konkretisierend oder erganzend -
insbesondere auch noch Folgendes beachtlich sein:In diesem Sinne wird - die in Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, AsylG

2005 angefuhrten Kriterien teils konkretisierend oder erganzend - insbesondere auch noch Folgendes beachtlich sein:

Hinsichtlich des Vergleiches der offentlichen Interessen mit jenen der beschwerdefihrenden Partei ist der
Verfassungsgerichtshof der Auffassung, dass Asylwerber und sonstige Fremde nicht schlechthin gleichzusetzen sind.
Asylwerber hatten idR ohne Geltendmachung von Asylgriinden keine rechtliche Méglichkeit, legal nach Osterreich

einzureisen.

Soweit die Einreise nicht ohnehin unter Umgehung der Grenzkontrolle oder mit einem Touristenvisum stattgefunden
hat, ist Asylwerbern der Aufenthalt blof3 erlaubt, weil sie einen Asylantrag gestellt und Asylgrinde geltend gemacht
haben. Sie durfen zwar bis zur Erlassung einer durchsetzbaren Entscheidung weder zurickgewiesen, zurtickgeschoben
noch abgeschoben werden, ein Uber diesen faktischen Abschiebeschutz hinausgehendes Aufenthaltsrecht erlangen
Asylwerber jedoch lediglich bei Zulassung ihres Asylverfahrens sowie bis zum rechtskraftigen Abschluss oder bis zur
Einstellung des Verfahrens. Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von
Asylwerbern eine Uber die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen,
die sich bisher bloR auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern. Es kann dem
Gesetzgeber nicht entgegen getreten werden, wenn er auf Grund dieser Besonderheit Asylwerber und andere Fremde
unterschiedlich behandelt (VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua).

Neben dem im § 10 geforderten tatsachlichen Bestehen eines Familienlebens kommt es auch auf dessen Intensitat an
(EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00).Neben dem im Paragraph 10, geforderten tatsachlichen Bestehen eines
Familienlebens kommt es auch auf dessen Intensitat an (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00).

Die Eingriffsintensitat in das Familienleben zu Kindern wird gemindert, wenn es kein Zusammenleben mit dem Kind
gab (EGMR, Fall Grant gg. Vereinigtes Konigreich v. 8.1.2009, 10606/07).

Es hat nach der Rechtsprechung des EGMR grds. in die Abwdgung miteinzuflieBen, ob bzw. dass familiare Kontakte
auch durch Besuche, per Telefon oder E-Mail aufrecht erhalten werden kénnen (vgl. EGMR 11.04.2006, Fall USEINOV,
Appl. 61.292/00; Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen; Fall Grant gg. Vereinigtes Konigreich v. 8.1.2009).Es hat nach
der Rechtsprechung des EGMR grds. in die Abwagung miteinzuflieBen, ob bzw. dass familidre Kontakte auch durch
Besuche, per Telefon oder E-Mail aufrecht erhalten werden kénnen vergleiche EGMR 11.04.2006, Fall USEINOV, Appl.
61.292/00; Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen; Fall Grant gg. Vereinigtes Konigreich v. 8.1.2009).

Fremde ohne gesicherten Aufenthalt in Osterreich kénnen grds. keine Ankerpersonen fiir eine
Familienzusammenfuhrung sein (VfGH 7.11.2008, U48/08).

Bei der Schutzwirdigkeit des Privatlebens manifestiert sich der Grad der Integration des Fremden insbesondere an
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschaftigung und ahnlichen Umstanden (vgl. EGMR
4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560;
16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EUGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005,
2002/21/0124).Bei der Schutzwirdigkeit des Privatlebens manifestiert sich der Grad der Integration des Fremden
insbesondere an intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der
Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschaftigung und ahnlichen
Umstanden vergleiche EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl.
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48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuUGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH
5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124).

Wenn das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst sein mussten, ist dies bei der Abwagung gegebenenfalls als die personlichen Interessen
mindernd in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl.
44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, OJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562, Fall
Nnyanzi gg. Vereinigtes Konigreich, Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen).

Privatleben iSd Art 8 Abs 1 EMRK kann grundsatzlich nur im Rahmen eines legalen Aufenthaltes entstehen. Eine
wahrend des laufenden Asylverfahrens blof3 vorlaufige Aufenthaltsberechtigung ist nicht geeignet berechtigterweise
schon die Erwartung hervorzurufen, in Osterreich bleiben zu diirfen (EGMR in den Sachen Ghiban v. 7.10.04, 33743/03
und Dragan NVwZ 2005, 1043, Nnyanzi gg. Norwegen).Privatleben iSd Artikel 8, Absatz eins, EMRK kann grundsatzlich
nur im Rahmen eines legalen Aufenthaltes entstehen. Eine wahrend des laufenden Asylverfahrens bloR3 vorlaufige
Aufenthaltsberechtigung ist nicht geeignet berechtigterweise schon die Erwartung hervorzurufen, in Osterreich
bleiben zu durfen (EGMR in den Sachen Ghiban v. 7.10.04, 33743/03 und Dragan NVwZ 2005, 1043, Nnyanzi gg.
Norwegen).

Der Asylwerber kann wahrend seines Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes
Privat- bzw. Familienleben auch nach der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der
GFK dirfen nicht dazu dienen, die Einwanderungsregeln zu umgehen (OJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung
von Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 857 mwN).Der Asylwerber kann wahrend seines Asylverfahrens nicht darauf
vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes Privat- bzw. Familienleben auch nach der Erledigung seines
Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der GFK dirfen nicht dazu dienen, die Einwanderungsregeln zu
umgehen (O)Z 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, EMRK, S 857 mwN).

Verfugt die beschwerdefihrende Partei Uber einen gesicherten Aufenthalt und ist sie nicht straffallig geworden, so
bewirken diese Umstande keine relevante Verstarkung ihrer personlichen Interessen (Hinweis E 24. Juli 2002,
2002/18/0112; 31.10.2002, 2002/18/0190).

Das Gewicht einer aus dem langjdhrigen Aufenthalt in Osterreich abzuleitenden Integration ist weiters dann
gemindert, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf einen unberechtigten Asylantrag zurtickzufihren ist (VWGH 26.6.2007,
2007/01/0479 mwN). Beruht der bisherige Aufenthalt auf rechtsmissbrauchlichem Verhalten (insbesondere bei
Vortduschung eines Asylgrundes [vgl VWGH 2.10.1996, 95/21/0169]), relativiert dies die ableitbaren Interessen des
Asylwerbers wesentlich [vgl. die Erkenntnisse vom 28. Juni 2007, ZI.2006/21/0114, und vom 30. August 2007, ZI.
2006/21/0246] (VWGH 20.12.2007, 2006/21/0168).

Bei der Abwagung der Interessen ist auch zu berlcksichtigen, dass es der beschwerdefiihrenden Partei bei der
asylrechtlichen Ausweisung grds. nicht verwehrt ist, bei Erflllung der allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Regelungen
des FPG bzw. NAG wieder in das Bundesgebiet zurtickzukehren (vgl. OJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von
Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 861, mwN).Bei der Abwagung der Interessen ist auch zu berticksichtigen, dass es der
beschwerdefiihrenden Partei bei der asylrechtlichen Ausweisung grds. nicht verwehrt ist, bei Erfullung der allgemeinen
aufenthaltsrechtlichen Regelungen des FPG bzw. NAG wieder in das Bundesgebiet zuriickzukehren vergleiche 0JZ
2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, EMRK, S 861, mwN).

In der bereits ziterten Entscheidung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (Fall NNYANZI gg. das
Vereinigte Konigreich vom 8.4.2008) zeigt der Gerichtshof zum Privatleben einer Asylwerberin die maligeblichen
Kritierien im Rahmen der gegenstandlichen Aufenthaltsbeendigung auf. Es war davon auszugehen, dass deren
Verfahren bereits insgesamt rund 10 Jahre dauerte. Die Beschwerdeflhrerin hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt,
beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde, darunter eine Beziehung zu einem Mann. Der EGMR
erachtete es nicht als notwendig zu entscheiden, ob die Beziehungen, welche die Beschwerdefuhrerin wahrend ihres
beinahe zehnjahrigen Aufenthalts im Vereinigten Konigreich begriindet hat, Privatleben iSv. Art. 8 EMRK darzustellen
geeignet sind. Selbst unter der Annahme, dass dem so ware, sei die in Aussicht genommene Abschiebung nach
Uganda gesetzlich vorgesehen und durch ein legitimes Ziel motiviert, namlich die "Aufrechterhaltung und Starkung der
Einwanderungskontrolle". Jedes von der Beschwerdefihrerin wahrend ihres Aufenthalts im Vereinigten Konigreich
etablierte Privatleben wirde ihre Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime 6ffentliche Interesse an einer
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wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhéltnisméaRigen Eingriff machen. Anders als im Fall Uner/NL
sei die Beschwerdefuhrerin im vorliegenden Fall kein niedergelassener Einwanderer. |hr ware nie ein Bleiberecht im
belangten Staat erteilt worden. lhr Aufenthalt im Vereinigten Koénigreich wahrend der Anhangigkeit ihrer
verschiedenen Asylantrdge und Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekdr gewesen und ihre Abschiebung
aufgrund der Abweisung dieser Antrage werde durch eine behauptete Verzdgerung ihrer Erledigung durch die
Behorden nicht unverhaltnismaf3ig. Die Abschiebung der BF nach Uganda wiirde daher keine Verletzung von Art. 8
EMRK darstellen.In der bereits ziterten Entscheidung des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (Fall
NNYANZI gg. das Vereinigte Konigreich vom 8.4.2008) zeigt der Gerichtshof zum Privatleben einer Asylwerberin die
mafgeblichen Kritierien im Rahmen der gegenstandlichen Aufenthaltsbeendigung auf. Es war davon auszugehen, dass
deren Verfahren bereits insgesamt rund 10 Jahre dauerte. Die Beschwerdefiihrerin hatte in dieser Zeit einen Beruf
erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde, darunter eine Beziehung zu einem Mann. Der EGMR
erachtete es nicht als notwendig zu entscheiden, ob die Beziehungen, welche die Beschwerdefiihrerin wahrend ihres
beinahe zehnjahrigen Aufenthalts im Vereinigten Konigreich begrindet hat, Privatleben iSv. Artikel 8, EMRK
darzustellen geeignet sind. Selbst unter der Annahme, dass dem so ware, sei die in Aussicht genommene Abschiebung
nach Uganda gesetzlich vorgesehen und durch ein legitimes Ziel motiviert, namlich die "Aufrechterhaltung und
Starkung der Einwanderungskontrolle". Jedes von der Beschwerdefiihrerin wahrend ihres Aufenthalts im Vereinigten
Konigreich etablierte Privatleben wirde ihre Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime 6ffentliche Interesse
an einer wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhaltnismaRigen Eingriff machen. Anders als im Fall
Uner/NL sei die Beschwerdefiihrerin im vorliegenden Fall kein niedergelassener Einwanderer. |hr wéire nie ein
Bleiberecht im belangten Staat erteilt worden. Ihr Aufenthalt im Vereinigten Kénigreich wahrend der Anhangigkeit
ihrer verschiedenen Asylantrage und Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekar gewesen und ihre Abschiebung
aufgrund der Abweisung dieser Antrage werde durch eine behauptete Verzogerung ihrer Erledigung durch die
Behorden nicht unverhaltnismaRig. Die Abschiebung der BF nach Uganda wiirde daher keine Verletzung von Artikel 8,
EMRK darstellen.

4. Im vorliegenden Fall ist der Eingriff in das Recht auf Privatleben gesetzlich vorgesehen und verfolgt gem. Art 8 Abs 2
EMRK legitime Ziele, namlich4. Im vorliegenden Fall ist der Eingriff in das Recht auf Privatleben gesetzlich vorgesehen
und verfolgt gem. Artikel 8, Absatz 2, EMRK legitime Ziele, namlich

e -Strichaufzahlung
die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe und Ordnung, worunter auch die geschriebene

Rechtsordnung zu subsumieren ist;

e -Strichaufzahlung
das wirtschaftliche Wohl des Landes;

e -Strichaufzahlung
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen;

Zu prufen ist, ob der Eingriff in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist:

Nach dem Urteil des EGMR im Fall Moustaquim ist eine MaRBnahme dann in einer demokratischen Gesellschaft
notwendig, wenn sie einem dringenden sozialen Bedulrfnis entspricht und zum verfolgten legitimen Ziel
verhdltnismaRig ist. Das bedeutet, dass die Interessen des Staates, insbesondere unter Berlcksichtung der
Souveranitat hinsichtlich der Einwanderungs- und Niederlassungspolitik, gegen jene des Beschwerdefiihrers
abzuwagen sind.

4.1. Der EGMR geht davon aus, dass die Konvention kein Recht auf Aufenthalt in einem bestimmten Staat garantiert.
Der EGMR erkennt in stRsp weiters, dass die Konventionsstaaten nach volkerrechtlichen Bestimmungen berechtigt
sind, Einreise, Ausweisung und Aufenthalt von Fremden ihrer Kontrolle zu unterwerfen, soweit ihre vertraglichen
Verpflichtungen dem nicht entgegenstehen (vgl. uva. zB. Urteil Vilvarajah/GB, A/215 § 102 = NL 92/1/07 und NL
92/1/27f.). Die Schaffung eines Ordnungssystems mit dem die Einreise und der Aufenthalt von Fremden geregelt wird,
ist auch im Lichte der Entwicklungen auf europaischer Ebene notwendig. Dem 6ffentlichen Interesse an der Einhaltung
der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen kommt im Interesse des Schutzes der
offentlichen Ordnung (Art 8 Abs 2 EMRK) daher ein hoher Stellenwert zu (VfGH 29.9.2007, B 328/07, VwWGH 16.01.2001,
ZI. 2000/18/0251 uva.). Die 6ffentliche Ordnung, hier va. das Interesse an einer geordneten Zuwanderung, erfordert es
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daher, dass Fremde, die nach Osterreich einwandern wollen, die dabei zu beachtenden Vorschriften einhalten. Die
offentliche Ordnung wird zB. schwerwiegend beeintrachtigt, wenn einwanderungswillige Fremde, ohne das
betreffende Verfahren abzuwarten, sich unerlaubt nach Osterreich begeben, um damit die 6sterreichischen Behérden
vor vollendete Tatsachen zu stellen. Die Ausweisung kann in solchen Fallen trotz eines vielleicht damit verbundenen
Eingriffs in das Privatleben und Familienleben erforderlich sein, um jenen Zustand herzustellen, der bestiinde, wenn
sich der Fremde gesetzestreu verhalten hatte (VwWGH 21.2.1996, 95/21/1256). Dies insbesondere auch deshalb, weil als
allgemein anerkannter Rechtsgrundsatz grds. gilt, dass aus einer unter Missachtung der Rechtsordnung geschaffenen
Situation keine Vorteile gezogen werden duarfen. (VwGH 11.12.2003, 2003/07/0007). Der VWGH hat weiters festgestellt,
dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskraftigem Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein
langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefahrdung der offentlichen Ordnung im Hinblick auf ein
geordnetes Fremdenwesen darstellen wirde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen lasst (VwWGH
31.10.2002, ZI. 2002/18/0190). Aus Art 8 EMRK ist zudem kein Recht auf Wahl des Familienwohnsitzes ableitbar (VfGH
13.10.2007, B1462/06 mwN).4.1. Der EGMR geht davon aus, dass die Konvention kein Recht auf Aufenthalt in einem
bestimmten Staat garantiert. Der EGMR erkennt in stRsp weiters, dass die Konventionsstaaten nach volkerrechtlichen
Bestimmungen berechtigt sind, Einreise, Ausweisung und Aufenthalt von Fremden ihrer Kontrolle zu unterwerfen,
soweit ihre vertraglichen Verpflichtungen dem nicht entgegenstehen vergleiche uva. zB. Urteil Vilvarajah/GB, A/215
Paragraph 102, = NL 92/1/07 und NL 92/1/27f.). Die Schaffung eines Ordnungssystems mit dem die Einreise und der
Aufenthalt von Fremden geregelt wird, ist auch im Lichte der Entwicklungen auf europdischer Ebene notwendig. Dem
offentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen
kommt im Interesse des Schutzes der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8, Absatz 2, EMRK) daher ein hoher Stellenwert zu
(VfGH 29.9.2007, B 328/07, VWGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251 uva.). Die 6ffentliche Ordnung, hier va. das Interesse an
einer geordneten Zuwanderung, erfordert es daher, dass Fremde, die nach Osterreich einwandern wollen, die dabei
zu beachtenden Vorschriften einhalten. Die o6ffentliche Ordnung wird zB. schwerwiegend beeintrachtigt, wenn
einwanderungswillige Fremde, ohne das betreffende Verfahren abzuwarten, sich unerlaubt nach Osterreich begeben,
um damit die dsterreichischen Behérden vor vollendete Tatsachen zu stellen. Die Ausweisung kann in solchen Fallen
trotz eines vielleicht damit verbundenen Eingriffs in das Privatleben und Familienleben erforderlich sein, um jenen
Zustand herzustellen, der bestinde, wenn sich der Fremde gesetzestreu verhalten hatte (VWGH 21.2.1996,
95/21/1256). Dies insbesondere auch deshalb, weil als allgemein anerkannter Rechtsgrundsatz grds. gilt, dass aus einer
unter Missachtung der Rechtsordnung geschaffenen Situation keine Vorteile gezogen werden durfen. (VwWGH
11.12.2003, 2003/07/0007). Der VWGH hat weiters festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden
nach rechtskraftigem Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige
Gefédhrdung der offentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen wirde, was eine
Ausweisung als dringend geboten erscheinen lasst (VwGH 31.10.2002, ZI. 2002/18/0190). Aus Artikel 8, EMRK ist zudem
kein Recht auf Wahl des Familienwohnsitzes ableitbar (VfGH 13.10.2007, B1462/06 mwN).

Die rechtswidrige Einreise und der rechtswidrige Aufenthalt im Bundesgebiet stellen eine Verwaltungsibertretung
gem. § 120 FPG dar. Im darin enthaltenen Strafrahmen lasst der Gesetzgeber das hohe &ffentliche Interesse an der
Verhinderung bzw. Bekampfung des nicht rechtmaRigen Aufenthaltes im Bundesgebiet deutlich erkennen. Die
Erlassung einer Ausweisung stellt daher ein Instrument zur Verhinderung eines derartigen unter Strafe gestellten
Verhaltens bzw. Unterlassens dar. Die allgemeine Lebenserfahrung zeigt, dass die Mehrzahl der Fremden nach
rechtskraftigem Abschluss ihres Asylverfahrens der durch die Ausweisung bestehenden auferlegten
Ausreiseverpflichtung nicht (freiwillig) nachkommt. Nur fur den Fall der Erlassung eines den Aufenthalt des Fremden
beendenden Titels besteht (unbeschadet der sonstigen Zustdndigkeit der Sicherheitsbehérde  fur
Aufenthaltsbeendigungen von Fremden) fir diesen Fremden nach Abschluss seines Asylverfahrens die gesetzliche
Verpflichtung Osterreich binnen 14 Tagen bzw. unverziiglich zu verlassen und kénnen Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienste nur diesfalls im Falle der Weigerung im Auftrage der Sicherheitsbehdérde diese im 6ffentlichen
Interesse notwendige Aufenthaltsbeendigung auch mit behdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt (8 46 FPG)
durchfihren.Die rechtswidrige Einreise und der rechtswidrige Aufenthalt im Bundesgebiet stellen eine
Verwaltungsiibertretung gem. Paragraph 120, FPG dar. Im darin enthaltenen Strafrahmen lasst der Gesetzgeber das
hohe offentliche Interesse an der Verhinderung bzw. Bekampfung des nicht rechtmalligen Aufenthaltes im
Bundesgebiet deutlich erkennen. Die Erlassung einer Ausweisung stellt daher ein Instrument zur Verhinderung eines
derartigen unter Strafe gestellten Verhaltens bzw. Unterlassens dar. Die allgemeine Lebenserfahrung zeigt, dass die
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Mehrzahl der Fremden nach rechtskraftigem Abschluss ihres Asylverfahrens der durch die Ausweisung bestehenden
auferlegten Ausreiseverpflichtung nicht (freiwillig) nachkommt. Nur fir den Fall der Erlassung eines den Aufenthalt des
Fremden beendenden Titels besteht (unbeschadet der sonstigen Zustandigkeit der Sicherheitsbehorde far
Aufenthaltsbeendigungen von Fremden) fir diesen Fremden nach Abschluss seines Asylverfahrens die gesetzliche
Verpflichtung Osterreich binnen 14 Tagen bzw. unverziglich zu verlassen und kénnen Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienste nur diesfalls im Falle der Weigerung im Auftrage der Sicherheitsbehdrde diese im 6ffentlichen
Interesse notwendige Aufenthaltsbeendigung auch mit behordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Paragraph 46, FPG)
durchfihren.

4.2. Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist auch fur das wirtschaftliche Wohl des Landes (vgl zB EGMR
31.7.2008, Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen) von besonderer Bedeutung, da diese sowohl fir den geordneten
Arbeitsmarkt als auch fur das Sozial- und Gesundheitssystem erhebliche Auswirkung hat.4.2. Die geordnete
Zuwanderung von Fremden ist auch fur das wirtschaftliche Wohl des Landes vergleiche zB EGMR 31.7.2008, Darren
Omoregie u.a. gg. Norwegen) von besonderer Bedeutung, da diese sowohl fir den geordneten Arbeitsmarkt als auch
fir das Sozial- und Gesundheitssystem erhebliche Auswirkung hat.

Es entspricht der allgemeinen Lebenserfahrung, dass insbesondere bei nicht rechtmalig im Bundesgebiet aufhaltigen
Fremden, welche daher auch grds. Uber keine arbeitsrechtliche Berechtigung verfligen, idR die reale Gefahr besteht,
dass sie zur Finanzierung ihres Lebensunterhaltes in die gesellschaftlich unerwiinschte, aber doch real vorhandene
Schattenwirtschaft ausweichen, was wiederum erhebliche Folgewirkungen auf den offiziellen Arbeitsmarkt, das
Sozialsystem und damit auf das wirtschaftliche Wohl des Landes hat (vgl. O)Z 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung
von Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 857 mwN).Es entspricht der allgemeinen Lebenserfahrung, dass insbesondere bei
nicht rechtméaRig im Bundesgebiet aufhaltigen Fremden, welche daher auch grds. Uber keine arbeitsrechtliche
Berechtigung verflgen, idR die reale Gefahr besteht, dass sie zur Finanzierung ihres Lebensunterhaltes in die
gesellschaftlich unerwiinschte, aber doch real vorhandene Schattenwirtschaft ausweichen, was wiederum erhebliche
Folgewirkungen auf den offiziellen Arbeitsmarkt, das Sozialsystem und damit auf das wirtschaftliche Wohl des Landes
hat vergleiche OJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, EMRK, S 857 mwN).

5. Im Einzelnen ergibt sich unter zentraler Beachtung der in § 1®%. Im Einzelnen ergibt sich unter zentraler Beachtung
der in Paragraph 10

(2) 2 AsylG genannten Determinanten Folgendes:

e Strichaufzahlung
Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:

Die beschwerdefiihrende Partei reiste nicht rechtmaRig am 17.10.2011 in das Bundesgebiet ein.

Ab Stellung des Antrages auf internationalen Schutz am 18.10.2011 hatte die beschwerdefihrende Partei eine
vorlaufige Aufenthaltsberechtigung gem. AsylG.

Nach Abweisung dieses Antrages und Verfigung einer asylrechtlichen Ausweisung durch das BAA am 25.10.2011
wurde die vorlaufige Aufenthaltsberechtigung durch Einbringung der Beschwerde beim AsylGH fur die Dauer des
Beschwerdeverfahrens verlangert.

Abgesehen von der aus der bloRen Asylantragstellung resultierenden vorldufigen Aufenthaltsberechtigung fur die
Dauer des Verfahrens kam nicht hervor, dass die beschwerdefihrende Partei zu irgendeinem Zeitpunkt Uber einen
anderen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet verfligt hatte.

Es kam nicht hervor, dass die beschwerdeflihrende Partei zu irgendeiner Zeit versucht hatte unter Einhaltung des
geltenden Einreise- bzw. Aufenthaltsrechtes nach Osterreich zu gelangen.

e Strichaufzahlung
das tatsachliche Bestehen eines Privatlebens

Auf Grund der Dauer des Aufenthaltes im Bundesgebiet kann im Zweifel von fur diese kurze Dauer Ublichen privaten
Bindungen in Osterreich ausgegangen werden. Die bP hat weder beim BAA noch im Beschwerdeverfahren dariiber
hinausgehende konkrete Integrationsbemiihungen oder gar Erfolge in diesem Bereich dargelegt. Sie mdchte offenbar
kiinftig in Osterreich leben und arbeiten.



e Strichaufzahlung
die Schutzwurdigkeit des Privatlebens

die Frage, ob das Privatleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltstaates bewusst waren

Die privaten Ankniipfungspunkte in Osterreich wurden zur Génze in einer Zeit erlangt, in der der Aufenthalt durch die
blof3 vorlaufige Aufenthaltsberechtigung fur die Dauer des Asylverfahrens stets prekar war.

Einem Asylwerber muss (spatestens) nach der erstinstanzlichen Abweisung seines Asylantrages - auch wenn er
subjektiv Hoffnungen auf ein positives Verfahrensende haben sollte - im Hinblick auf die negative behérdliche
Beurteilung des Antrages von einem nicht gesicherten weiteren Aufenthalt ausgehen [Hinweis E 25. Marz 2010,
2010/21/0064 bis 0068] (VwGH 29.4.2010,2010/21/0085). Nach der erstinstanzlichen Entscheidung war der weitere
Aufenthalt lediglich durch Ergreifung eines Rechtsmittels gegen diese Entscheidung und der dadurch bedingten

Verlangerung der vorlaufigen Aufenthaltsberechtigung méglich.

e Strichaufzéhlung

Grad der Integration
Die bP hat diesbeztiglich keine konkreten Mitteilungen gemacht oder gar Bescheinigungsmittel vorgelegt.

Der Grundversorgungsdatenbank ist zu entnehmen, dass die beschwerdefiihrende Partei seit Asylantragstellung vom
Osterreichischen Staat versorgt wird. Zum Zeitpunkt der Entscheidung liegt somit keine Selbsterhaltung vor.

e Strichaufzéhlung
Bindungen zum Herkunftsstaat

Die beschwerdefiihrende Partei ist in Pakistan geboren und wurde dort sozialisiert. Es bestehen auch noch familiare
und soziale Anknipfungspunkte zu Pakistan.

Es kann somit nicht davon ausgegangen werden, dass die beschwerdefihrende Partei als von Pakistan entwurzelt zu
betrachten ware.

e Strichaufzéhlung
strafrechtliche Unbescholtenheit

In der Datenbank des &sterreichischen Strafregisters scheinen keine/folgende Vormerkungen wegen gerichtlicher
Verurteilungen auf:

e Strichaufzéhlung
Verstole gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-. Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts

Die beschwerdeflihrende Partei reiste nicht rechtmallig in das Bundesgebiet ein § 120 FPG) was grds. als relevanter
Verstol3 gegen das Einwanderungsrecht in die Interessensabwdagung einzubeziehen ist (vgl. zB. VwGH 25.02.2010,
2009/21/0165; 25.02.2010, 2009/21/0070).Die beschwerdefiihrende Partei reiste nicht rechtmaRig in das Bundesgebiet
ein (Paragraph 120, FPG) was grds. als relevanter Versto3 gegen das Einwanderungsrecht in die Interessensabwagung
einzubeziehen ist vergleiche zB. VwGH 25.02.2010, 2009/21/0165; 25.02.2010, 2009/21/0070).

Sie legalisierte ihren Aufenthalt erst durch die Stellung des Antrages auf internationalen Schutz.

Die beschwerdeflihrende Partei verletzte durch die zum Teil nicht wahrheitsgemaRe Begriindung ihres Antrages auf
internationalen Schutz ihre Mitwirkungsverpflichtung im Asylverfahren (8 15 AsylG)Die beschwerdefiihrende Partei
verletzte durch die zum Teil nicht wahrheitsgemalRe Begrindung ihres Antrages auf internationalen Schutz ihre

Mitwirkungsverpflichtung im Asylverfahren (Paragraph 15, AsylG)

e Strichaufzahlung

mogliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behdrden in Bezug auf die Verfahrensdauer

Das Asylverfahren wurde vor beiden Instanzen ohne gréRere Unterbrechungen durchgefihrt.
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Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass die Anknipfungspunkte zu bzw. in Osterreich wéhrend eines
Zeitraumes erlangt wurden, in dem der Aufenthaltsstatus stets ungewiss war, was der beschwerdefiihrenden Partei
auch bewusst sein musste.

Die strafrechtliche Unbescholtenheit wirkt sich in der Bewertung neutral aus und fuhrt nicht zur Verstarkung privaten

Interessen.

Die bP ist der Ausweisungsentscheidung des BAA in der Beschwerde inhaltlich nicht konkret und substantiiert
entgegen getreten. Es wurde in der Beschwerde kein anderweitiger und relevanter Sachverhalt betreffend Privat- und
Familienleben geltend gemacht hat. Auch wurde dies nicht etwa im Rahmen einer Beschwerdeerganzung dargelegt.

Dazu ware die bP, welche im Asylverfahren auch Rechtsberatung erhielt, bei geanderten Umstanden aber
gegebenenfalls im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht verhalten, sind doch gerade dem personlichen Bereich der bP
zugehorige Sachverhalte, wie etwa private und familidre Ankniipfungspunkte in Osterreich, fir die Behorde [das
Gericht] nicht ohne entsprechendes Vorbringen erkennbar (vgl. VwGH 30.1.2001, 2000/18/0001; VwGH 14.2.2002,
99/18/0199; 24.4.2001,98/21/0399) und hat die Glaubhaftmachung im Wesentlichen auch durch entsprechende
Bescheinigungsmittel, zB Bescheinigungen Uber den Abschluss von Deutschprifungen, Heiratsurkunde,
Beschaftigungsnachweis oder konkrete Beweisanbote etc. zu erfolgen, da idR eine bloBe Behauptung zur
Glaubhaftmachung im Asylverfahren nicht ausreicht.Dazu ware die bP, welche im Asylverfahren auch Rechtsberatung
erhielt, bei geanderten Umstanden aber gegebenenfalls im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht verhalten, sind doch
gerade dem personlichen Bereich der bP zugehdrige Sachverhalte, wie etwa private und familiare Ankntpfungspunkte
in Osterreich, fir die Behorde [das Gericht] nicht ohne entsprechendes Vorbringen erkennbar vergleiche VWGH
30.1.2001, 2000/18/0001; VwWGH 14.2.2002,99/18/0199; 24.4.2001,98/21/0399) und hat die Glaubhaftmachung im
Wesentlichen auch durch entsprechende Bescheinigungsmittel, zB Bescheinigungen Uber den Abschluss von
Deutschprifungen, Heiratsurkunde, Beschaftigungsnachweis oder konkrete Beweisanbote etc. zu erfolgen, da idR eine
bloRe Behauptung zur Glaubhaftmachung im Asylverfahren nicht ausreicht.

Durch die im Asylverfahren erfolgte Belehrung tGber die Mitwirkungsverpflichtung im Asylverfahren, die einschlagigen
Fragestellungen in den Einvernahmen, der Begriindung des Bescheides des BAA, ist fur die bP deutlich erkennbar, dass
solche, alleine in ihrer personlichen Sphare liegenden Punkte, fur die Entscheidung im Asylverfahren von Relevanz
sind. Die Verpflichtung der bP zur initiativen Mitteilung bzw. zum entsprechenden Nachweis an den AsylGH ist etwa
auch aus 8 15 Abs 1 Z 5 AsylG 2005 abzuleiten, wonach der Asylwerber fiir das Verfahren relevante Unterlagen, soweit
diese erst wahrend des Verfahrens hervorkommen oder zuganglich werden, dem Asylgerichtshof "unverziglich" zu
Ubergeben hat.Durch die im Asylverfahren erfolgte Belehrung Uber die Mitwirkungsverpflichtung im Asylverfahren, die
einschlagigen Fragestellungen in den Einvernahmen, der Begriindung des Bescheides des BAA, ist fir die bP deutlich
erkennbar, dass solche, alleine in ihrer persénlichen Sphare liegenden Punkte, fur die Entscheidung im Asylverfahren
von Relevanz sind. Die Verpflichtung der bP zur initiativen Mitteilung bzw. zum entsprechenden Nachweis an den
AsylGH ist etwa auch aus Paragraph 15, Absatz eins, Ziffer 5, AsylG 2005 abzuleiten, wonach der Asylwerber fir das
Verfahren relevante Unterlagen, soweit diese erst wahrend des Verfahrens hervorkommen oder zuganglich werden,
dem Asylgerichtshof "unverziglich" zu GUbergeben hat.

Die bP hat bis zum Entscheidungszeitpunkt keine Anderung von relevanten Umstanden in Bezug auf ihre privaten und
familiaren AnknUpfungspunkte mitgeteilt.

Das Gericht war daher, insbesondere auch unter Bertcksichtigung der aktuellen Judikatur des EGMR - vgl. den zum
gegenstandlichen Verfahren im Wesentlichen vergleichbaren Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Konigreich (Arg.: "Jedes
von der BF wahrend ihres [ungesicherten] Aufenthalts im Vereinigten Konigreich etablierte Privatleben wirde ihre
Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime offentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle
nicht zu einem unverhaltnismalBigen Eingriff machen") - hier diesbezlglich zu keinem ergdnzenden
Ermittlungsverfahren verpflichtet und kann der AsylGH aus dem Verschweigen der bP vertretbar schlieBen, dass es seit
der Beschwerdeeinbringung keine relevante Anderung hinsichtlich ihrer privaten und familidren Anknipfungspunkte
in Osterreich gibt.Das Gericht war daher, insbesondere auch unter Beriicksichtigung der aktuellen Judikatur des EGMR
- vergleiche den zum gegenstandlichen Verfahren im Wesentlichen vergleichbaren Fall NNYANZI gg. das Vereinigte
Konigreich (Arg.: "Jedes von der BF wahrend ihres [ungesicherten] Aufenthalts im Vereinigten Kdnigreich etablierte
Privatleben wirde ihre Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime 6ffentliche Interesse an einer wirksamen
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Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhaltnismalRigen Eingriff machen") - hier diesbeziglich zu keinem
erganzenden Ermittlungsverfahren verpflichtet und kann der AsylGH aus dem Verschweigen der bP vertretbar
schlieRen, dass es seit der Beschwerdeeinbringung keine relevante Anderung hinsichtlich ihrer privaten und familidren
Anknupfungspunkte in Osterreich gibt.

Unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande und unter Einbeziehung der oa. Judikatur der Hochstgerichte ist
gegenstandlich ein Gberwiegendes ¢ffentliches Interesse - namlich die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung,
konkret das offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung und Starkung der Einwanderungskontrolle, das
wirtschaftliche Wohl des Landes sowie zur Verhinderung von strafbaren Handlungen insbesondere in Bezug auf den
verwaltungsstrafrechtlich poénalisierten, nicht rechtmaRigen Aufenthalt von Fremden im Bundesgebiet, an der
Aufenthaltsbeendigung der beschwerdefihrenden Partei festzustellen, das ihre Interessen an einem Verbleib in
Osterreich (iberwiegt. Die Ausweisung ist daher als notwendig und nicht unverhaltnismaRig zu erachten (vgl. zB
vergleichsweise Ablehungsbeschluss des VfGH vom 28.4.2009, ZI U 718/09-3 zu AsylGH vom 26.1.2009, ZI E9 218.269-
2/2008-5E [achteinhalbjahriger Aufenthalt, rel. Privatleben, Freundin, legale Erwerbstatigkeit, unbescholten, lange
Verfahrensdauer, rechtsmifl3br. Asylantrag])Unter BerUcksichtigung aller bekannten Umstande und unter Einbeziehung
der oa. Judikatur der Hochstgerichte ist gegenstandlich ein Uberwiegendes o6ffentliches Interesse - namlich die
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung, konkret das 6ffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung und Starkung
der Einwanderungskontrolle, das wirtschaftliche Wohl des Landes sowie zur Verhinderung von strafbaren Handlungen
insbesondere in Bezug auf den verwaltungsstrafrechtlich ponalisierten, nicht rechtmaRigen Aufenthalt von Fremden
im Bundesgebiet, an der Aufenthaltsbeendigung der beschwerdefiihrenden Partei festzustellen, das ihre Interessen an
einem Verbleib in Osterreich (iberwiegt. Die Ausweisung ist daher als notwendig und nicht unverhaltnismaRig zu
erachten vergleiche zB vergleichsweise Ablehungsbeschluss des VfGH vom 28.4.2009, ZI U 718/09-3 zu AsylGH vom
26.1.2009, ZI E9 218.269-2/2008-5E [achteinhalbjahriger Aufenthalt, rel. Privatleben, Freundin, legale Erwerbstatigkeit,
unbescholten, lange Verfahrensdauer, rechtsmiRbr. Asylantrag])

Zu beriicksichtigen war dabei auch, dass trotz dieser Verpflichtung Osterreich zu verlassen, es der (ber kein
Aufenthaltsrecht in Osterreich verfiigenden beschwerdefiihrenden Partei frei steht auf gesetzeskonforme Weise vom
Ausland aus einen Antrag auf einen Einreise- bzw. Aufenthaltstitel zu stellen, die Entscheidung darUber dort
abzuwarten und Osterreich damit in die Lage zu versetzen eine im &ffentlichen Interesse notwendige und wirksame
Zuwanderungskontrolle von Fremden zu vollziehen. Die Ausweisung ist - durch diese grundsatzlich gegebene
Ruckkehrmoglichkeit - in ihrer Intensitdt auch kein so gravierender Eingriff wie etwa eine befristete oder gar
unbefristete (fremdenpolizeiliches) Riickkehrentscheidung.

Die persénlichen Bindungen in Osterreich lassen keine besonderen Umstinde im Sinn des Art. 8 EMRK erkennen, die
es der beschwerdefihrenden Partei schlichtweg unzumutbar machen wiirde, auch nur fir die Dauer eines
ordnungsgemald gefiihrten Aufenthalts- bzw. Niederlassungsverfahrens in ihr Heimatland zurlickzukehren (vgl. zB.
VwGH 25.02.2010, 2008/18/0332; 25.02.2010,2008/18/0411; 25.02.2010,2010/18/0016; 21.01.2010,2009/18/0258;
21.01.2010, 2009/18/0503; 13.04.2010,2010/18/0087; 30.04.2010,2010/18/0111; 30.08.2011,2009/21/0015), wobei bei
der Ausweisungsentscheidung mangels gesetzlicher Anordnung hier nicht auf das mégliche Ergebnis eines nach einem
anderen Gesetz durchzufUhrenden (Einreise- bzw. Aufenthalts)Verfahrens Bedacht zu nehmen ist (vgl. VwWGH
18.9.1995, 94/18/0376).Die persénlichen Bindungen in Osterreich lassen keine besonderen Umstinde im Sinn des
Artikel 8, EMRK erkennen, die es der beschwerdefiihrenden Partei schlichtweg unzumutbar machen wirde, auch nur
fur die Dauer eines ordnungsgemal gefUhrten Aufenthalts- bzw. Niederlassungsverfahrens in ihr Heimatland
zurlickzukehren vergleiche zB. VwGH 25.02.2010, 2008/18/0332; 25.02.2010, 2008/18/0411; 25.02.2010,2010/18/0016;
21.01.2010, 2009/18/0258; 21.01.2010, 2009/18/0503; 13.04.2010,2010/18/0087, 30.04.2010,2010/18/0111;
30.08.2011, 2009/21/0015), wobei bei der Ausweisungsentscheidung mangels gesetzlicher Anordnung hier nicht auf
das mogliche Ergebnis eines nach einem anderen Gesetz durchzufihrenden (Einreise- bzw. Aufenthalts)Verfahrens
Bedacht zu nehmen ist vergleiche VwWGH 18.9.1995, 94/18/0376).

6. Es ergaben sich im Verfahren keine begriindeten und glaubhaften Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs,
weil etwa die Durchfihrung der Ausweisung aus Griinden, die in der Person der beschwerdefihrenden Partei liegen,
eine Verletzung von Art 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer waren. (8§ 10 Abs 3 AsylG 2005).6. Es
ergaben sich im Verfahren keine begriindeten und glaubhaften Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs, weil
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etwa die Durchfihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person der beschwerdefiihrenden Partei liegen, eine
Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer waren. (Paragraph 10, Absatz 3, AsylG
2005).

Anzumerken ist, dass es dem Amtswissen entspricht, dass Abschiebungen auf dem Landweg unter Beziehung
besonders geschulter Organe erfolgt. Im Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt Uberdies
grds. eine Flugtauglichkeitsuntersuchung durch einen Amtsarzt (BMI-EE2300/0054-11/2/b/07) und ist erforderlichenfalls
ebenfalls eine Begleitung moglich..

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn an bis zur Ubergabe
bzw. Ankunft im Zielstaat durch Osterreich eine medizinische Versorgung gewahrleistet werden kann (zB. Auskunft des
BMI, Abteilung 11/3/C, Fremdenpolizeiliche ZwangsmaRnahmen, vom 22.9.2009; vgl. AsylGH vom 12.03.2010, B7
232.141-3/2009/3E).Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn
an bis zur Ubergabe bzw. Ankunft im Zielstaat durch Osterreich eine medizinische Versorgung gewahrleistet werden
kann (zB. Auskunft des BMI, Abteilung 11/3/C, Fremdenpolizeiliche ZwangsmalRnahmen, vom 22.9.2009; vergleiche
AsylGH vom 12.03.2010, B7 232.141-3/2009/3E).

7. Es war unter Berlcksichtigung aller bekannten Umstdnde daher zu Recht eine Ausweisung zu verfligen, die
Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt Ill. abzuweisen.7.
Es war unter Berlcksichtigung aller bekannten Umstdnde daher zu Recht eine Ausweisung zu verfligen, die
Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei.

abzuweisen.

Ill. GemaR & 41 Abs 7 AsylG 2005 kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt 8 67 d AVG.rémisch drei. GemaR Paragraph
41, Absatz 7, AsylG 2005 kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 67, d AVG.

Im gegenstandlichen Fall konnte das Unterlassen der mindlichen Verhandlung auf die 1. Fallvariante gestitzt werden.
Der Sachverhalt konnte aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde als geklart erachtet werden, da dieser
nach einem grds. ordnungsgemafBen Ermittlungsverfahren durch die belangte Behoérde nach schlissiger
Beweiswirdigung festgestellt und dieser in der Beschwerde auch nicht konkret und substantiiert entgegen getreten
wurde. Weder war der Sachverhalt in wesentlichen Punkten erganzungsbedurftig noch erschien er in entscheidenden
Punkten als nicht richtig. Rechtlich relevante und zuldssige Neuerungen wurden nicht vorgetragen.

Es konnte daher eine mindliche Verhandlung unterbleiben.
Schlagworte

Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, EMRK, gesteigertes Vorbringen, Glaubwiirdigkeit, mangelnde Asylrelevanz, non
refoulement, vorlaufige Aufenthaltsberechtigung
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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